Anwendungsbereich

§ 5

Dieses Bundesgesetz gilt für behinderte Menschen

Behinderung ist

(1) eine Beeinträchtigung einer Körperfunktion oder -struktur im Sinne einer wesentlichen Abweichung oder eines Verlustes bzw. Fehlens.

(2) die aus der Beeinträchtigung resultierende Schwierigkeit oder die Unmöglichkeit für eine Person, bestimmte  Aktivitäten durchzuführen - Aktivitätseinschränkung.

(3) die eingeschränkte Teilnahme oder Teilhabe einer Person in bestimmten Lebensbereichen vor dem Hintergrund ihrer Beeinträchtigung, ihrer Aktivitäten und ihrer Umweltfaktoren (die physikalische, soziale und einstellungsbezogene Umwelt, in der die Menschen ihr Leben gestalten) - Partizipationseinschränkung.

(4) Als behindert gelten Menschen auch, wenn sie von einer konkreten Behinderung  im Sinne der Abs. 1-3 in der Vergangenheit betroffen waren, mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden, oder ihnen eine konkrete Behinderung im Sinne der Abs. 1-3 zugeordnet wird.

(5) Dieses Gesetz ist auch auf Personen, welche mit behinderten Personen durch familiäre Bande verbunden sind, anzuwenden.

(6) Vom Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes sind auch Personen erfasst, welche eine Benachteiligung oder Diskriminierung aufgrund einer Behinderung aufzeigen oder bekämpfen.

§ 6 Diskriminierung
(1) Diskriminierung ist jede auf einer Behinderung laut § 5 beruhende Unterscheidung, Ausschliessung, Beschränkung oder Bevorzugung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch ein gleichberechtigtes Anerkennen, Wahrnehmen oder Ausüben von Menschenrechten und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen oder jedem sonstigen Bereich des öffentlichen und privaten Lebens vereitelt oder beeinträchtigt wird.

(2) Insbesondere werden behinderte Menschen diskriminiert, wenn:

- Dienstleistungen, Veranstaltungen, Maßnahmen, etc., die für jede Frau und

jeden Mann vorgesehen sind, behinderte Personen absichtlich oder unabsichtlich ausschliessen.

Als ausschliessende Bedingungen und Handlungen gelten z. B.:

· Barrieren bei der Zugänglichkeit und Benützbarkeit von Bauten, Verkehrsmitteln und der Informations- und  Kommunikationstechnologie, 

· jegliche andere Barriere der Zugänglichkeit und Benutzbarkeit bei technischen Geräten

· Bevormundende Bestimmungen und Vorschriften in Gesetzen und anderen Dokumenten mit  regulativem Charakter,   z. B. Sicherheitsbestimmungen

· Voraussetzungen für Ausbildungen oder Berufe, die auf Grund von Vorurteilen oder stereotypen Zuweisungen gegenüber behinderten Personen, diese von den Ausbildungen oder der Berufsausübung ausschliessen.

· Der Verweis auf schlechtere Dienstleistungen, Programme und Aktivitäten.

· Der Verweis auf Dienstleistungen, Programme und Aktivitäten ausschliesslich für behinderte Personen. Dies gilt z. B. für staatliche und nichtstaatliche Bildungsangebote

- sie nicht ihren individuellen Fähigkeiten und Möglichkeiten nach beurteilt

werden, sondern auf Grund von Vorurteilen oder stereotypen Zuweisungen gegenüber behinderten Personen.

Behinderte Frauen werden doppelt diskriminiert: Aufgrund ihrer Behinderung und aufgrund ihres Geschlechts. Es liegt eine soziale, wirtschaftliche, geschlechtsspezifische wie sexuelle Diskriminierung vor.

Zur näheren Erläuterung

In der Erklärung von Madrid vom März 2002, die dem europäischen Jahr der Menschen mit Behinderung zu Grunde liegt, ist folgendes festgehalten:

„Der soziale Ausschluss, dem behinderte Frauen gegenüberstehen, kann nicht nur durch ihre Behinderung erklärt werden, sondern die Frage des Geschlechts muss auch beachtet werden.“

Sexuelle Gewalt

Mädchen und Frauen mit geistiger Behinderung sind etwa viermal häufiger von sexueller Gewalt betroffen als geistig behinderte Jungen und Männer. Die österreichische Studie von Zemp aus dem Jahr 1996 zeigt, dass Frauen die in Einrichtungen aufwachsen, deutlich mehr Gewalterfahrungen artikulieren, als Frauen,  die in häuslichem Umfeld betreut werden, daß die Sozialisierung in den Strukturen einer Institution offensichtlich die Wahrscheinlichkeit, Gewalt zu erfahren erhöht.

Arbeit 

Wer aber behinderte Menschen von der Erwerbstätigkeit ausschließt, schließt sie auch von der gesellschaftlichen Teilhabe aus. 

 

Behinderte Frauen sind bei der Eingliederung in den Beruf benachteiligt. 

Es ist davon ausgehen, dass es wesentlich weniger behinderte erwerbstätige Frauen gibt als behinderte Männer mit Körper -und Sinnesbehinderung. Von den behinderten Menschen, die einen Arbeitsplatz haben sind 2/3 Männer und nur 1/3 Frauen.

Das Einkommensniveau von behinderten Menschen liegt deutlich unterhalb des durchschnittlichen finanziellen Niveau von nicht behinderten des Landes. Auch hier verfügen Frauen mit Behinderung über weniger Einkommen.

Das versagte Recht auf Mutterschaft:

Behinderten Frauen wird von einer Schwangerschaft abgeraten oder sie werden falsch oder gar nicht über ihre Fähigkeiten, Kinder zu gebären, informiert. 

 
Gesellschaftspolitische Positionierung

Behinderten Frauen wird, aufgrund der vorherrschenden Schönheitsideale und Normen, die das Frauenbild prägen, das Recht abgesprochen, Frau zu sein. Dies spiegelt sich in ihrer gesellschaftspolitischen Positionierung wider.

